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Aufweichung des Integrationserfordernisses beim großflächigen 
Einzelhandel für Oberzentren
 (MURL-Erlaß zum „Preußen-Park-Projekt“)



Beschluß des Ausschusses für Landesplanung und des Ausschusses 
für Verkehr und Strukturpolitik am 16.3.1999


Der Ausschuß für Landesplanung und der Ausschuß für Verkehr und Strukturpolitik wenden sich nachdrücklich gegen die mit dem MURL-Erlaß zum „Preußen-Park-Projekt“ von November 1998 intendierte Aufweichung des Integrationserfordernisses speziell für Einkaufszentren in Oberzentren. Das landesplanerische Ziel des § 24 III LEPro, Einzelhandelsgroßprojekte den Siedlungsschwerpunkten räumlich und funktional zuzuordnen, gilt mit den im Einzelhandelserlaß gegebenen Hinweisen, Empfehlungen und Weisungen für Oberzentren genauso wie für Mittel- und Grundzentren. 

Die Ausschüsse weisen ferner deutlich darauf hin, daß ein Oberzentrum nach Sinn und Zweck des Zentrale-Orte-Systems keine mittel- und grundzentrale Versorgungsfunktionen für das Umland zu übernehmen hat. Ein derartiges Vorgehen würde zweifellos gegen den im ROG festgelegten Grundsatz der dezentralen Siedlungsstruktur sowie das Prinzip der dezentralen Konzentrtion verstoßen und eine nachhaltige Stadt- und Raumentwicklung konterkarieren.

Begründung:
1.      Die Kernthesen des MURL-Erlasses vom November 1998

Das Preußen-Park-Projekt in Münster ist durch den MURL-Erlaß vom November 1998 in landesplanerischer Hinsicht grundsätzlich freigegeben worden. Der MURL-Erlaß hält die Bedenken hinsichtlich der Integration des Vorhabens in die vorhandene Siedlungs- und Versorgungstruktur zwar nicht für vollständig ausgeräumt, gibt aber dennoch mit dem Hinweis auf eine besondere Situation der Stadt Münster den Weg für das Preußen-Park-Projekt landesplanerisch frei.

Aufgrund der früher sehr restriktiven Einzelhandelspolitik und der Konzentration des Einzelhandels auf die City fehle in Münster "ein großflächiges Angebot für mittlere und niedrige Einkommen", wie es in Verbrauchermärkten und SB-Warenhäusern, aber auch in Einkaufszentren geboten wird".

Um die oberzentrale Aufgabe wahrnehmen zu können, bedürfe es in Ergänzung des zentralen spezifischen Angebots der Altstadt mit einer höheren Preis- und Mietstruktur und der dezentralen Versorgungsfunktion in den einzelnen Ortschaften mit vorwiegendem "Beschaffungskauf" ein "dazwischen"liegendes Angebot durch ein attraktives Einzelhandelsgroßprojekt, wie es nur in einem Oberzentrum seinen Platz haben könne. Das solle das Einkaufszentrum "Preußen-Park" mit seiner Kombination von SB-Warenhaus, einigen größeren Fachmärkten und vielen kleineren Shops leisten.

Für ein derartiges Projekt stünden nach der Darlegung der Stadt in der Altstadt oder in größerer Citynähe nicht annähernd gleichgeeignete Flächen zur Verfügung.

Verwiesen wird sodann auf die Ausnahmevorschrift in Ziffer 3.1.2.3 des NRW-Einzelhan​delserlas​ses von Mai 1996. Danach kommen nicht als Siedlungsschwerpunkt dargestellte Siedlungsbereiche als Standorte für derartige Einkaufszentren "nur in Frage, wenn besondere städtebauliche/siedlungsstrukturelle Gründe, insbesondere die Erhaltung gewachsener baulicher Strukturen oder die Rücksichtnahme auf ein historisch wertvolles Ortsbild dies erfordern". Das Vorliegen dieser besonderen Gründe wird dann ohne nähere Darlegung unterstellt.

Es wird lediglich hinzugefügt, daß eine solche Ausnahme vom Erfordernis der räumlich-funktionalen Zuordnung zu Siedlungsschwerpunkten nicht für Standorte auf der "grünen Wiese" oder in reinen Gewerbegebieten gelte. Es müsse vielmehr eine "ange​messene Integration" vorhanden sein. Diese wird hier mit dem Hinweis auf die unmittelbare Nähe zum Stadtteil Berg Fidel sowie auf die verkehrliche Beherrschbarkeit des Standortes bejaht.

Im Ergebnis wird der Bezirksregierung nur noch aufgegeben, in eigener Zuständigkeit zu überprüfen, ob nicht eine Reduzierung der Verkaufsfläche von 25.000 m² auf 20.000 m² der angemessenen Integration entsprechen würde. (Diese Frage ist zwischenzeitlich erwartungsgemäß von der Bezirksregierung Münster verneint worden.)

2.      Krasser Widerspruch zum MURL-Erlass vom 9. September 1997

Dieser MURL-Erlaß vom November 1998 steht in krassem Widerspruch zu dem beigefügten MURL-Erlaß vom 9. September 1997. Damals hatte das MURL die landesplanerische Anpassungserklärung der Bezirksregierung vom 31. Juli 1997 für unzureichend erklärt. Vom Erfordernis der räumlichen und funktionalen Zuordnung zum Siedlungsschwerpunkt könne keine Ausnahme gemacht werden. Die landesplanerische Prüfung sei im Hinblick auf dieses Erfordernis nachvollziehbar empirisch zu ergänzen und abzuschließen.

Das MURL gab dann noch Hinweise zum Verständnis des Kriteriums "räumliche und funktionale Zuordnung zum Siedlungsschwerpunkt" nach dem Einzelhandelserlass. Hingewiesen wurde unter anderem darauf, dass der Siedlungsschwerpunkt für den Stadtkern spätestens dort ende, wo eine deutliche Zäsur zwischen eigentlichem Stadtkern und angrenzender Besiedlung vorhanden sei. Derartige Zäsuren könnten beispielsweise den Stadtkern umgebende Grünzüge, eine Eisenbahnlinie, Umgehungs- bzw. Ringstraßen um den Stadtkern sein. (All diese Zäsuren sind im Fall des Preußen-Park-Projekts in Münster gegeben.) Außerhalb dieser Begrenzung gelegene Einzelhandelsgroßprojekte mit zentren- bzw. nahversorgungsrele​vanten Sortimenten würden sich nicht mehr im funktional rich​tigen Siedlungsschwerpunkt "Stadtkern" befinden.

Aber selbst wenn man das ganze zusammenhängende Stadtgebiet als Siedlungsschwerpunkt bezeichne, müsse der Gesichtspunkt der räumlichen Zuordnung zum Siedlungsschwerpunkt beachtet werden. Dabei könne je nach Größe des Vorhabens eine Zuordnung zum Stadtkern, zu einem Nebenzentrum oder zu einem Nahbereichszentrum möglich sein. Größere Einzelhandelsbetriebe von erheblichem Umfang mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten seien dabei im Regelfall aber nur dem Stadtkern zugeordnet. Der Standort müsse sich räumlich noch in einem engen Zusammenhang mit dem von der Größenordnung geeigneten Zentrum und nicht mehrere Kilometer entfernt befinden. Er dürfe nicht etwa näher zu einem kleineren ungeeigneten Zentrum als den zugeordneten Zentrum (hier Stadtkern) selbst liegen. Ein das Zentrum umgebende Grünzug, eine Eisenbahnlinie, eine Umgehungs- oder Ringstraße könne den räumlichen Zusammenhang mit dem Zentrum unterbrechen.

Diese damaligen Interpretationshinweise ließen an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. Bei Beachtung dieser Kriterien läßt sich eine räumlich-funktionale Zuordnung des Preußen-Park-Pro​jekts zum Stadtkern Münsters schlechterdings nicht darstellen.

Vorsorglich fügte der damalige Erlaß noch hinzu, daß es unter dem Gesichtspunkt der räumlichen und funktionalen Zuordnung nicht relevant sei, ob ein Vorhaben in der gewünschten Größenordnung an einem anderen zentral gelegenen Standort, d. h. innerhalb der eigentlichen Innenstadt, verwirklicht werden könne oder nicht. Ansonsten bestünde im Ergebnis die Gefahr, daß ein Großprojekt an einer Randlage dann verwirklicht werden könne, wenn es nur groß genug dimensioniert werde, um in zentralerer Lage nicht verwirklicht werden zu können. Wörtlich heißt es dann weiter:

"Der Einzelhandelserlaß geht davon aus, daß dann, wenn zu der geplanten Nutzung in der gewünschten Größenordnung kein räumlich und funktional zugeordneter Standort in der Stadt gefunden wird, ein Vorhaben in dieser Größenordnung nicht realisiert werden kann. Wünschenswert ist es dann unter dem Gesichtspunkt der Stärkung der Innenstädte, wenn die vorgesehenen Sortimente, soweit dies der zentralörtlichen Gliederung entspricht, an mehreren Standorten räumlich zugeordnet im Zusammenhang mit der Innenstadt verwirklicht werden."
Damit hatte das MURL noch klar zum Ausdruck gebracht, daß die fehlende Möglichkeit, derart große Einkaufszentren räumlich in einer Innenstadt unterzubringen, keinen besonderen städtebaulichen Grund darstellt, vom Erfordernis der räumlich-funktionalen Zuordnung abzusehen und ein solches Vorhaben mit innenstadtrelevanten Sortimenten außerhalb der eigentlichen Innenstadt anzusiedeln. Dieser Standpunkt wurde auch noch einmal ausdrücklich vom MURL bei der Ablehnung des GLOBUS-Projekts in Beckum bekräftigt.

3.      Kritische Bewertung des MURL-Erlasses vom November 1998

Die radikale Kehrtwendung des MURL bei der Einschätzung der räumlichen und funktionalen Zuordnung des Preußen-Park-Projekts zu den Siedlungsschwerpunkten in Münster läß sich sachlich nicht nachvollziehen. Sie erklärt sich nur aus der politischen Intervention des Ministerpräsidenten zugunsten des Preußen-Park-Projekts am geltenden Recht vorbei. Unter diesen Umständen blieb der ministeriellen Fachebene nur noch die Aufgabe, so weit wie möglich den Rechtsverstoß zu "vernebeln" und den Schaden für den neuen Einzelhandelserlass einzugrenzen.

Versuche zur Eingrenzung der Präzedenzwirkung

Der Erlaß versucht, die verhängnisvollen Präzedenzwirkungen der ungerechtfertigten Ausnahme vom Integrationserfordernis dadurch einzugrenzen, dass er auf die angebliche Besonderheit der Situation von Oberzentren abstellt, die mit der von Mittel- und Grundzentren nicht vergleichbar sei. Auf diese Weise soll offenkundig den Mittel- und Grundzentren eine Berufung auf die Preußen-Park-Entscheidung von vornherein verwehrt werden.

Eine weitere Eingrenzung der Präzedenzwirkung soll offenbar mit der Forderung erreicht werden, daß auch bei einer Ausnahme von Gebot der räumlich-funktionalen Zuordnung immer noch eine "angemessene Integration" vorhanden sein müsse. Die Besonderheit der oberzentralen Funktion rechtfertige keine Standorte auf der "grünen Wiese" oder in reinen Gewerbegebieten.

Fehlschlag dieser Eingrenzungsversuche

Beide Eingrenzungsversuche sind zum Scheitern verurteilt.

Das Erfordernis, Einzelhandelsgroßprojekte Siedlungsschwerpunkten räumlich und funktional zuzuordnen (sog. Integrations​erfordernis), gilt für Oberzentren gleichermaßen wie für Mittel- und Grundzentren. Für eine Sonderrolle der Oberzentren in Form erleichterter Ausnahmen geben weder das Gesetz (§ 24 Abs. 3 LEPro) noch der das gesetzliche Erfordernis konkretisierende Einzelhandelserlaß etwas her. Hier wird zugunsten der Oberzentren eine Besonderheit konstruiert, die empirisch nicht belegbar und rechtlich nicht haltbar ist.

Auch der Versuch, mit dem nicht näher definierten Kriterium der "ausgemessenen Integration" wenigstens Standorte auf der "grünen Wiese" oder in reinen Gewerbegebieten auszuschließen, kann letztlich nicht überzeugen.

Ob ein Standort für ein Einzelhandelsgroßprojekt mit zentrenrelevanten Hauptsortimenten integriert ist oder eine isolierte Randlage darstellt, beantwortet sich nämlich allein aus seiner räumlich-funktionalen Beziehung zum Zentrensystem der jeweiligen Stadt. Bei einer isolierten Randlage ist es unerheblich, ob diese bebaut oder "grüne Wiese" ist, ob sie in einem Wohnsiedlungsbereich oder in einem Gewerbe- oder Industrieansiedlungsbereich liegt. Auch bebaute Randlagen sind für derartige Einkaufszentren mit innenstadttypischen Hauptsortimenten städtebaulich nicht integrierte Standorte. Dieses gilt auch für eine Randlage in unmittelbarer Nähe zu einem kleineren Stadtteil.

Im vorliegenden Fall des Preußen-Parks können also weder das bebaute Umfeld noch die Nachbarschaftslage zum Stadtteil Berg Fidel eine "angemessene Integration" bewirken. Ein Stadtteil mit ca. 5.800 Einwohnern kann funktional nicht mit einem Einkaufszentrum mit innenstadttypischem Angebot auf 25.000 m² Verkaufsfläche und 10.000 m² Dienstleistungsfläche in Verbindung gebracht werden.

Die im MURL aufgestellte Zusatzforderung nach einer "ange​messenen Integration" ist also ebenfalls eine "Kunst​schöpfung", mit der sich eine wirksame Abwehr städtebaulich nicht integrierter Großprojekte nicht organisieren lässt.

Da beide Eingrenzungsversuche weder sachlich noch rechtlich überzeugen können, läßt sich mit beiden Ansätzen auch die unterschiedliche Behandlung des Preußen-Park-Projekts in Münster und des GLOBUS-Projekts in Beckum nicht rechtfertigen. In beiden Fällen geht es um Einzelhandelsgroßprojekte mit innenstadttypischen Haupt-sortimenten außerhalb der eigentlichen Innenstädte, ohne daß besondere städtebauliche oder siedlungsstrukturelle Gründe für eine Ausnahme vom Integrationserfordernis geltend gemacht werden können.

Gefährliche These von der notwendigen Ergänzungsfunktion solcher Einkaufszentren in Oberzentren

Besondere Aufmerksamkeit verdient die These von der notwendigen Ergänzungsfunktion des Preußen-Parks zugunsten der münsterschen Innenstadt.


a)
Der Erlaß übernimmt hier unkritisch eine nachgeschobene und versorgungsstrukturell nicht tragfähige Begründung der Stadt Münster, mit der diese den Bruch mit ihrer Einzelhandels- und Zentrenkonzeption von 1993 zu kaschieren versucht. In Wirklichkeit war die Standortwahl nicht versorgungsstrukturell motiviert, sondern einzig und allein von dem Bestreben, durch das Einkaufszentrum "Preußen-Park" den Umbau des Preußen-Stadions günstig finanziert zu bekommen.


b)
Daß der Erlaß die von der Stadt vorgeschobene These von der Ergänzungsfunktion des Preußen-Parks aufgreift, ist angesichts der politischen Vorgabe des Ministerpräsidenten zugunsten dieses Projekts noch erklärbar. Die verallgemeinernden Ausführungen des Erlasses zur Abstützung dieser These von der notwendigen Ergänzungsfunktion sind aber geeignet, große Befürchtungen insbesondere bei den Mittelzentren auszulösen.

Konkret geht es um den folgenden Satz des Erlasses:

"Um die oberzentrale Aufgabe wahrnehmen zu können, bedarf es in Ergänzung des zentralen spezifischen Angebots der Altstadt mit einer höheren Preis- und Mietstruktur und der dezentralen Versorgungsfunktion in den einzelnen Ortschaften mit vorwiegendem 'Beschaffungskauf' ein 'dazwischen'liegendes Angebot durch ein attraktives Einzelhandelsgroßprojekt, wie es nur in einem Oberzentrum seinen Platz haben kann."

c)
Mit dem "zentralen spezifischen Angebot der Altstadt" dürfte die (eigentliche) oberzentrale Versorgungsfunktion gemeint, nämlich den spezialisierten, höheren Bedarf zu decken. Mit der "dezentralen Versorgungsfunktion in den einzelnen Ortschaften mit vorwiegendem Beschaffungskauf" dürfte die Grundversorgung, also die Deckung des überwiegenden kurzfristigen Grundbedarfs, gemeint sein.


d)
Offen bleibt nun, was denn nun das "dazwischen"liegende Angebot ausmachen soll. Geht man vom Zentrale-Orte-Modell aus, kann es hier eigentlich nur um die mittelzentrale Versorgungsfunktion gehen, also um die Deckung des gehobenen Bedarfs.

Nach § 22 Abs. 1 LEPro ist für das gesamte Landesgebiet im Interesse der bestmöglichen Versorgung der Bevölkerung "ein funktional gegliedertes System zentralörtlicher Stufen zugrunde zu legen". Nach § 22 Abs. 2 LEPro ist bei der zentralörtlichen Gliederung von einer Stufung in Oberzentren, Mittelzentren und Grundzentren auszugehen. Aus dieser Vorschrift ist weiterhin zu entnehmen, welche Versorgungsfunktionen dieser Zentrenstufung zuzuordnen sind.

Demnach besteht

· die grundzentrale Versorgungsfunktion in der Deckung des Grundbedarfs,


· die mittelzentrale Versorgungsfunktion in der Deckung des gehobenen Bedarfs,

· die oberzentrale Funktion in der Deckung des spezialisierten, höheren Bedarfs.

Nun muß ein Oberzentrum sicherlich nicht nur oberzentrale Versorgungsfunktionen für den gesamten Oberbereich erfüllen, sondern auch mittelzentrale und grundzentrale Versorgungsfunktionen für die Menschen im eigenen Stadtgebiet wahrnehmen. Zur bestmöglichen Versorgung der Bevölkerung in den jeweiligen Oberzentren ist daher ebenfalls ein nach spezifischen Versorgungsfunktionen gegliedertes hierarchisches Zentrensystem innerhalb der Stadt anzustreben. Mittel- und grundzentrale Versorgungsfunktionen hat das Oberzentrum aber nach dem Sinn und Zweck der zentralörtlichen Gliederung nicht für das Umland zu übernehmen.

Nach dem Erlaß sollen nun Einkaufszentren, wie hier der Preußen-Park, mit SB-Warenhäusern, größeren Fachmärkten und vielen kleinen Shops das "dazwischen"lie​gende Angebot für mittlere und niedrigere Einkommen in den Oberzentren sicherstellen. Derartige Einkaufszentren mit SB-Warenhäusern und Fachmärkten dürften aber überwiegend gar keine spezifischen oberzentralen Versorgungsfunktionen erfüllen, nämlich den spezialisierten, höheren Bedarf decken, sondern überwiegend mittelzentrale Funktionen und bei nahversorgungsrelevanten Sortimenten sogar grundzentrale Funktionen erfüllen. Ein "großflächiges Angebot für mittlere und niedrige Einkommen" mit überwiegend oberzentraler Versorgungsfunktion (Deckung des spezialisierten, höheren Bedarfs) ist jedenfalls nur schwer vorstellbar.


e)
Wenn Oberzentren nun mit Hilfe großer Einkaufszentren außerhalb der City mittel- und grundzentrale Funktionen auch für das Umland erfüllen sollen, steht dieses im eklatanten Widerspruch zur Grundidee der zentralörtlichen Gliederung. Das dahinterstehende Strukturprinzip der dezentralen Konzentration, das im Übrigen auch ein wichtiges Strukturprinzip einer nachhaltigen Stadt- und Raumentwicklung ist, wird ad absurdum geführt, wenn mittel- und grundzentrale Versorgungsfunktionen auf diese Weise in den Oberzentren zentralisiert werden würden. Allein schon der dadurch bedingte unnötige Verkehr beweist, dass es sachlich nicht richtig sein kann, über derartige Einkaufszentren in den Oberzentren mittel- und grundzentrale Funktionen für das Umland erfüllen zu lassen.

Das zentralörtliche Gliederungssystem ist auf eine bestmögliche Versorgung in allen Landesteilen ausgerichtet (vgl. § 22 Abs. 1 LEPro). Es sichert gerade im Interesse auch der kleineren Städte und Gemeinden dezentrale Entwicklungen ab. Das zentralörtliche Entwicklungsmodell fordert eine Pflicht zur gegenseitigen Rücksichtnahme. Es müssen also nicht nur die Grundzentren auf die Entwicklung der zentralen Versorgungsbereiche in den Mittel- und Oberzentren Rücksicht nehmen. Umgekehrt haben Mittel- und Oberzentren auch gerade die wohnungsnahe Grundversorgung in den Grundzentren zu berücksichtigen. Oberzentren haben darüber hinaus auch gerade die mittelzentralen Versorgungsfunktionen dieser Mittelzentren zu respektieren.

Wenn die zitierten Ausführungen des Erlasses also so zu verstehen sind, dass Oberzentren künftig in Ergänzung ihres oberzentralen Angebots in der jeweiligen City (Altstadt) große und attraktive Einkaufszentren außerhalb der Innenstadt errichten dürfen, um damit vor allem mittelzentrale Versorgungsfunktionen auch für das Umland zu Lasten der Mittelzentren zu erfüllen, muss dieses den energischen Widerstand dieser Mittelzentren herausfordern.


f)
Eine derartige Aufweichung des Integrationserfordernisses für Einkaufszentren in Oberzentren verstößt gegen das verbindliche landesplanerische Ziel des § 24 Abs. 3 LEPro, Einzelhandelsgroßprojekte auf die zentralörtliche Gliederung auszurichten. Mißachtet würden auch die einschlägigen Grundsätze der Raumordnung des § 2 Abs. 2 Ziffer 2 ROG. Danach ist die dezentrale Siedlungsstruktur des Gesamtraumes mit ihrer Vielzahl leistungsfähiger Zentren und Stadtregionen zu erhalten. Eine solche Aufweichung würde damit auch dem Strukturprinzip der dezentralen Konzentration und damit einer nachhaltigen Stadt- und Raumentwicklung eklatant widersprechen.

Daß der Erlaß aufgrund der politischen Vorgabe des Ministerpräsidenten die These von der angeblich notwendigen Ergänzungsfunktion solcher Einkaufszentren ohne jede Differenzierung und empirische Nachprüfung übernimmt, ist gerade im Fall Münsters ein besonderer Missgriff. Für die Ergänzung wirklich oberzentraler Versorgungsfunktionen im Einzelhandel stehen im Bereich der münsterschen Innenstadt noch genügend Flächen zur Verfügung. Dieses läßt sich anhand der eigenen Planungen der Stadt Münster unschwer nachweisen (vgl. z. B. "Rahmenplan Münster-Altstadt").


g)
Soweit im Preußen-Park wirklich oberzentrale Versorgungsaufgaben erfüllt werden, wird dieses zu Lasten der münsterschen City gehen.

Soweit das Einkaufszentrum Preußen-Park mit dem SB-Warenhaus und den Fachmärkten ein großflächiges Angebot für mittlere und niedrige Einkommen sicherstellen will, dürfte es wohl überwiegend um die Übernahme mittelzentraler Versorgungsfunktionen zu Lasten der Stadtteilzentren in Münster und der umliegenden Mittelzentren gehen.

4.
Zusammenfassung

· Zusammenfassend ist somit festzuhalten, daß die Argumentation des Erlasses in keiner Weise geeignet ist, die landesplanerische Freigabe dieses Projekts zu rechtfertigen. Diese Freigabe verstößt eindeutig gegen das landesplanerische Ziel des § 24 Abs. 3 LEPro, Einzelhandelsgroßprojekte den Siedlungsschwerpunkten räumlich und funktional zuzuordnen.

· Die Versuche des Erlasses, die Präzedenzwirkungen dieser Fehlentscheidung einzugrenzen, sind zum Scheitern verurteilt, weil die dafür verwendeten Ansätze weder sachlich noch rechtlich tragfähig sind.


· Die Übernahme der These von der notwendigen Ergänzung des zentralen Angebots der Altstadt durch solche Einkaufszentren außerhalb der Innenstadt zur Erfüllung angeblich oberzentraler Aufgaben muß den energischen Widerstand insbesondere der Mittelzentren herausfordern, weil derartige Einkaufszentren in den Oberzentren zu ihren Lasten gehen und ihre zentralörtlichen Funktionen beeinträchtigen. Mit solchen Einkaufszentren würden die Oberzentren weitgehend mittelzentrale Versorgungsfunktionen auch für das Umland übernehmen und damit dessen Mittelzentren schwächen.


· Eine derartige Aufweichung des Integrationserfordernisses speziell für Einkaufszentren in Oberzentren verstößt damit auch gegen das strikt zu beachtende landesplanerische Ziel des § 24 Abs. 3 LEPro, den großflächigen Einzelhandel auf die zentralörtliche Gliederung auszurichten. Sie mißachtet mit der unnötigen Zentralisierung der mittelzentralen Versorgungsfunktion auch das für eine nachhaltige Stadt- und Raumentwicklung bedeutsame Strukturprinzip der dezentralen Konzentration.

· Letztlich werden mit dieser landesplanerischen Freigabe des Preußen-Park-Projektes - zumindestens für den Bereich der Oberzentren - die im NRW-Einzelhandelserlaß vom Mai 1996 neu formulierten Konkretisierungen der landesplanerischen Zielvorgaben ausgehebelt. Für Einkaufszentren in Oberzentren gelten die im Einzelhandelserlass angeführten Integrationsanforderungen weitgehend nicht mehr.


· Mit dieser Entscheidung mißachtet die Landesregierung also die gesetzlichen Zielvorgaben des § 24 Abs. 3 LEPro und verrät gleichzeitig ihren neuen Einzelhandelserlaß.


· Sie läßt damit diejenigen im Stich, die sich um einen verantwortungsvollen Umgang mit Einzelhandelsgroßprojekten durch eine zentrenorientierte Einzelhandelspolitik auf der Basis der geltenden Landesplanungsrechtes bemühen.
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